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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1968 Ausgegeben am 2. August 1968 68. Stück

301. Bundesgesetz: Abänderung des Kunstförderungsbeitragsgesetzes 1950
3 0 2 . Bundesgesetz: Maßnahmen auf dem Gebiete des Abgabenrechtes und des Familienlastenaus-

gleiches
303. Bundesgesetz: Finanzielle Maßnahmen in der Unfall- und Pensionsversicherung für die Jahre

1969 und 1970
304. Bundesgesetz: Einführung einer Sonderabgabe für die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 11 des Ein-

kommensteuergesetzes 1967 genannten Personen

3 0 1 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1968,
mit dem das Kunstförderungsbeitragsgesetz

1950 abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kunstförderungsbeitragsgesetz 1950, BGBl.
Nr. 131, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Inhaber einer unbefristeten Rund-
funk-Hauptbewilligung haben an den Bund
jährlich eine Abgabe in der Höhe von 20 S zu
entrichten (Kunstförderungsbeitrag)."

2. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Kunstförderungsbeitrag ist eine ge-
meinschaftliche Bundesabgabe gemäß § 6 Z. 2
lit. a des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948. Der
um die Einhebungsvergütung (§ 1 Abs. 3) ver-
minderte Abgabenertrag ist zwischen dem Bund
und den Ländern im Verhältnis 70 : 30 aufzu-
teilen. Die Aufteilung auf die einzelnen Länder
hat nach der Volkszahl (§ 9 Abs. 3 1. Satz des
Finanzausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 2) zu
erfolgen."

3. Dem § 1 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Post- und Telegraphenverwaltung ist
berechtigt, als Vergütung für die Einhebung
4 v. H. des Gesamtbetrages der eingehobenen
Kunstförderungsbeiträge einzubehalten."

4. Dem § 1 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Das Erträgnis aus dem Bundesanteil am
Kunstförderungsbeitrag ist vom Bundesministe-
rium für Unterricht zur Gänze für Zwecke der
Kunstförderung zu verwenden."

5. § 5 hat zu lauten:

„§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) hinsichtlich des § 1 Abs. 4 und des § 2 das
Bundesministerium für Unterricht,

b) hinsichtlich des § 1 Abs. 3 das Bundesmini-
sterium für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen,

c) hinsichtlich des § 3 das Bundesministerium
für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen,

d) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das
Bundesministerium für Finanzen."

6. Im § 2 Abs. 1 hat es statt der Worte: „und
der Arbeiterkammertag" zu lauten: „ , der Ar-
beiterkammertag und die Präsidentenkonferenz
der Landwirtschaftskammern Österreichs".

Artikel II

Die Einnahmen aus dem Kunstförderungsbei-
trag sind in ihrer vollen Höhe im Bundesvoran-
schlag 1968 unter dem neu zu eröffnenden
finanzgesetzlichen Ansatz 2/52180 („Kunstförde-
rungsbeitrag"), die Ausgaben aus dem Bundes-
anteil bei den einzelnen Ansätzen des finanzge-
setzlichen Ansatzes 1/1303, schließlich die An-
teile der Länder beim finanzgesetzlichen An-
satz 2/52804 zu veranschlagen.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1968
in Kraft.

Artikel IV

(1) Mit der Vollziehung des Artikels II ist
unbeschadet der Befugnis der obersten Organe
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zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb
ihres Teilvoranschlages der Bundesminister für
Finanzen betraut.

(2) Im übrigen sind mit der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes die in Artikel I Ziffer 5 ge-
nannten Bundesministerien in dem dort bezeich-
neten Umfang betraut.

Jonas
Klaus Piffl Koren Weiß

3 0 2 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1968
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Ab-
gabenrechtes und des Familienlastenaus-

gleiches

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

S o n d e r a b g a b e v o m E i n k o m m e n

§ 1. (1) Neben dem Beitrag vom Einkommen
zur Förderung des Wohnbaues und für Zwecke
des Familienlastenausgleiches gemäß dem Bundes-
gesetz vom 7. Juli 1954, BGBl. Nr. 152, und
neben dem Beitrag nach dem Bundesgesetz vom
9. September 1966, BGBl. Nr. 207, wird für die
Kalenderjahre 1969 und 1970 eine Sonderabgabe
vom Einkommen erhoben.

(2) Die Sonderabgabe vom Einkommen haben
alle natürlichen und juristischen Personen zu
entrichten, die der Einkommensteuer bzw. der
Körperschaftsteuer unterliegen.

§ 2. Die Sonderabgabe vom Einkommen
beträgt

1. für natürliche Personen 10 v. H. der ver-
anlagten oder im Abzugswege eingehobenen
Einkommensteuer,

2. für juristische Personen 10 v. H. der ver-
anlagten oder im Abzugswege eingehobenen
Körperschaftsteuer. Für Einkommensteile von
200.100 Schilling bis 250.000 Schilling und von
1,000.100 Schilling bis 1,111.100 Schilling darf
die Sonderabgabe vom Einkommen nur insoweit
erhoben werden, daß sie zusammen mit der
Körperschaftsteuer und den Beiträgen vom
Einkommen 100 v. H. dieser Einkommensteile
nicht übersteigt.

§ 3. (1) Die Sonderabgabe vom Einkommen
ist in den Steuerbescheiden über die Einkommen-
steuer (Körperschaftsteuer) für die Kalender-
jahre 1969 und 1970 festzusetzen; sie kann in
einem Betrag mit dieser ausgewiesen werden.

(2) Wird die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
im Abzugswege eingehoben, so ist die Sonder-
abgabe vom Einkommen vom Arbeitgeber für
alle Lohnzahlungszeiträume, die in den Kalender-

jahren 1969 und 1970. enden, zusammen mit
der Lohnsteuer einzuheben und abzuführen.

(3) Wird die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Jahresausgleich festgestellt, so sind die
Bestimmungen dieses Artikels auf Jahres-
ausgleiche für die Kalenderjahre 1969 und 1970
anzuwenden.

(4) Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag
(§§ 85 ff. des Einkommensteuergesetzes 1967)
und beim Steuerabzug in besonderen Fällen
(§§ 90 ff. des Einkommensteuergesetzes 1967) ist
die Sonderabgabe vom Einkommen von den in
den Kalenderjahren 1969 und 1970 zufließenden
Einkünften zusammen mit der Einkommen-
steuer oder der Körperschaftsteuer einzuheben
und abzuführen.

(5) Die gesetzlichen Vorschriften über die Er-
hebung der Einkommensteuer und der Körper-
schaftsteuer sind sinngemäß anzuwenden. Aus
Gründen der Verwaltungsvereinfachung gelten
unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 1 bis 4
in der Zeit vom 1. Feber 1969 bis 31. Jänner 1971
zehn Einhunderteinunddreißigstel von den
Gesamteingängen an Einkommensteuer und
Körperschaftsteuer einschließlich der Beiträge
vom Einkommen nach dem Bundesgesetz vom
7. Juli 1954, BGBl. Nr. 152, dem Bundesgesetz
vom 9. September 1966, BGBl. Nr. 207, und der
Sonderabgabe vom Einkommen nach diesem
Bundesgesetz als Eingang der Sonderabgabe vom
Einkommen für die Kalenderjahre 1969 und
1970.

§ 4. Die Sonderabgabe vom Einkommen ist
eine ausschließliche Bundesabgabe und wird von
den Finanzämtern erhoben.

Artikel II

S o n d e r a b g a b e v o m V e r m ö g e n

§ 5. (1) Für die Kalenderjahre 1969 und 1970
wird eine Sonderabgabe vom Vermögen in Höhe
von 50 v. H. der Vermögensteuer erhoben.

(2) Die für die Erhebung der Vermögensteuer
geltenden gesetzlichen Vorschriften sind für die
Sonderabgabe vom Vermögen sinngemäß anzu-
wenden; die Sonderabgabe kann gemeinsam mit
der Vermögensteuer festgesetzt und eingehoben
werden. Aus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung gelten — unabhängig davon, welcher
Zeitraum der Abgabenerhebung zugrunde liegt —
in der Zeit vom 1. Jänner 1969 bis 31. Dezem-
ber 1970 fünfzig Einhundertdreiundfünfzigstel
von den Gesamteingängen an Vermögensteuer
einschließlich des Beitrages vom Vermögen nach
dem Bundesgesetz vom 9. September 1966, BGBl.
Nr. 207, und einschließlich der Sonderabgabe vom
Vermögen nach diesem Bundesgesetz als Eingang
der Sonderabgabe vom Vermögen für die Kalen-
derjahre 1969 und 1970.
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§ 6. Die Sonderabgabe vom Vermögen ist eine
ausschließliche Bundesabgabe und wird von den
Finanzämtern erhoben.

Artikel III

Ä n d e r u n g e n des V e r m ö g e n s t e u e r -
g e s e t z e s

§ 7. Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl.
Nr. 192, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 33/1957, BGBl. Nr. 83/1963 und BGBl.
Nr. 44/1968, wird für Veranlagungszeiträume ab
1. Jänner 1969 abgeändert wie folgt:

1. Die Abs. 1 und 2 des § 5 haben zu lauten:

„(1) Bei der Veranlagung unbeschränkt steuer-
pflichtiger natürlicher Personen bleiben ver-
mögensteuerfrei (Freibeträge):

1.80.000 Schilling für den Steuerpflichtigen
selbst;

2. 80.000 Schilling für die Ehefrau, wenn beide
Ehegatten unbeschränkt steuerpflichtig sind
und in dauernder Haushaltsgemeinschaft leben.
Lagen diese Voraussetzungen beim Tod eines
Ehegatten vor, so wird der Freibetrag dem
überlebenden Ehegatten auch für den ver-
storbenen Ehegatten gewährt. Dies gilt nicht,
wenn der überlebende Ehegatte sich wieder
verheiratet;

3. 80.000 Schilling für jedes minderjährige Kind,
wenn die Kinder zum Haushalt des Steuer-
pflichtigen gehören oder überwiegend auf seine
Kosten unterhalten und erzogen werden. Der
Freibetrag wird auf Antrag für volljährige
Kinder gewährt, die überwiegend auf Kosten
des Steuerpflichtigen unterhalten und für einen
Beruf ausgebildet werden und das 27. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben. § 11 Abs. 3
gilt entsprechend.

(2) Weitere 80.000 Schilling sind steuerfrei,
wenn die folgenden Voraussetzungen sämtlich
gegeben sind:

1. Der Steuerpflichtige muß über 60 Jahre alt
oder voraussichtlich für mindestens drei Jahre
erwerbsunfähig sein;

2. das letzte Jahreseinkommen des Steuerpflich-
tigen darf nicht mehr als 30.000 Schilling
betragen haben. Maßgebend ist das Ein-
kommen, mit dem der Steuerpflichtige für den
letzten Veranlagungszeitraum zur Einkommen-
steuer veranlagt worden ist. Ist der Steuer-
pflichtige zur Einkommensteuer nicht ver-
anlagt worden, so ist das Einkommen nach den
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes zu.
berechnen;

3. das Gesamtvermögen darf nicht mehr als
300.000 Schilling betragen.

Ist der Lebensunterhalt zusammen veranlagter
Ehegatten (§11 Abs. 1) überwiegend durch Ein-
künfte aus einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau
bestritten worden, so ist die Voraussetzung der
Z. 1 auch dann gegeben, wenn nicht der Ehe-
mann, sondern die Ehefrau über 60 Jahre alt
oder voraussichtlich für mindestens drei Jahre
erwerbsunfähig ist."

2. § 11 hat zu lauten:

„(1) Wenn Ehegatten unbeschränkt steuer-
pflichtig sind und in dauernder Haushalts-
gemeinschaft leben, sind sie zusammen zu ver-
anlagen.

(2) Der Haushaltsvorstand und seine minder-
jährigen Kinder, die zu seinem Haushalt gehören,
werden zusammen veranlagt, wenn er und die
Kinder unbeschränkt steuerpflichtig sind.

(3) Kinder im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind

a) leibliche Kinder und deren Nachkommen,
b) Stiefkinder und Wahlkinder,
c) andere als unter a und b fallende minder-

jährige Personen, die dauernd in den Haus-
halt des Steuerpflichtigen aufgenommen
sind und von ihm unterhalten und erzogen
werden, ausgenommen Kostkinder.

(4) Für die Haushaltsbesteuerung sind die
Verhältnisse im Hauptveranlagungszeitpunkt
(§12 Abs. 2), bei Neuveranlagungen die Verhält-
nisse im Neuveranlagungszeitpunkt (§13 Abs. 3),
bei Nachveranlagungen die Verhältnisse im
Nachveranlagungszeitpunkt (§ 14 Abs. 2) maß-
gebend.

(5) Zusammen veranlagte Personen sind
Gesamtschuldner. Die zwangsweise Einbringung
der aushaftenden Vermögensteuerschuld ist
jedoch über Antrag eines Gesamtschuldners bei
jedem Gesamtschuldner auf jenen Teilbetrag zu
beschränken, der sich aus dem Verhältnis seines
Anteils am Gesamtvermögen zum Gesamt-
vermögen ergibt."

3. § 15 Abs. 2 Z. 2 hat zu lauten:

„2. unbeschränkt steuerpflichtige nichtnatürliche
Personen, wenn ihr Gesamtvermögen erst-
malig 40.000 Schilling übersteigt;"

4. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. Vermögensteuerbeträge unter 40 Schil-
ling sind nicht festzusetzen."

5. § 20 Abs. 2 Z. 1 hat zu lauten:

„1. unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Per-
sonen, deren Gesamtvermögen 80.000 Schil-
ling nicht übersteigt. Dieser Betrag erhöht
sich bei verheirateten oder verwitweten
Personen auf 160.000 Schilling;"
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6. § 21 wird aufgehoben.

§ 8. Zum 1. Jänner 1969 ist für alle un-
beschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen
eine Veranlagung der Vermögensteuer vorzuneh-
men; bei dieser Veranlagung ist der Umfang
des Gesamtvermögens nur dann neu zu er-
mitteln, wenn die Voraussetzungen für eine
Neuveranlagung oder eine Nachveranlagung
gemäß §§ 13 oder 14 des Vermögensteuergesetzes
1954 vorliegen.

Artikel IV

S o n d e r a b g a b e v o n a l k o h o l i s c h e n
G e t r ä n k e n

§ 9. (1) Folgende Vorgänge unterliegen einer
Sonderabgabe von alkoholischen Getränken:

1. Die Lieferungen von alkoholischen Getränken,
die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt
im Rahmen seines Unternehmens ausführt,
ausgenommen die Lieferungen an einen
anderen Unternehmer zur gewerblichen
Weiterveräußerung — sei es in derselben
Beschaffenheit, sei es nach vorheriger Bearbei-
tung oder Verarbeitung — oder zur gewerb-
lichen Herstellung anderer Gegenstände oder
zur Bewirkung gewerblicher oder beruflicher
Leistungen;

2. der Eigenverbrauch. Ein solcher liegt vor, wenn
ein Unternehmer im Inland alkoholische Ge-
tränke aus seinem Unternehmen für Zwecke
entnimmt, die außerhalb des Unternehmens
liegen. Die Abgabepflicht tritt nicht ein, soweit
die Lieferung oder die Einfuhr des entnomme-
nen Gegenstandes an den Unternehmer nach
Z. 1 oder Z. 3 abgabepflichtig war;

3. die Einfuhr von alkoholischen Getränken in
das Zollgebiet. Eine Einfuhr liegt vor, wenn
alkoholische Getränke aus dem Zollausland in
das Zollgebiet gelangen.

(2) 1. Der Sonderabgabe von alkoholischen
Getränken unterliegen die Lieferungen und der
Eigenverbrauch gemäß § 9 Abs. 1 Z. 1 und 2,
die nach dem 31. August 1968 und vor dem
1. Jänner 1972 bewirkt werden.

2. Der Sonderabgabe von alkoholischen Ge-
tränken unterliegen die Vorgänge gemäß § 9
Abs. 1 Z. 3, bei denen der für die Anwendung
der zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende
Zeitpunkt gemäß § 6 des Zollgesetzes 1955 nach
dem 31. August 1968 und vor dem 1. Jänner
1972 liegt.

§ 10. Als alkoholische Getränke im Sinne
dieses Gesetzes gelten:
1. Bier (Tarifnummer 22.03 des Zolltarifes);
2. Wein aus frischen Weintrauben, ausgenommen

Schaumwein (Tarifnummer 22.05 B des Zoll-
tarifes);

3. Schaumwein (Tarifnummer 22.05 C des Zoll-
tarifes);

4. Wermutwein und andere Weine aus frischen
Weintrauben, unter Mitverwendung von
aromatischen Pflanzen oder Stoffen hergestellt
(Tarifnummer 22.06 des Zolltarifes);

5. Apfelwein, Birnenwein, Met und andere
gegorene Getränke (Tarifnummer 22.07 des
Zolltarifes);

6. Äthylalkohol, unvergällt, mit einem Alkohol-
gehalt von 80 ° oder mehr (aus Tarifnummer
22.08 des Zolltarifes);

7. Äthylalkohol, unvergällt, mit einem Alkohol-
gehalt von weniger als 80 °; Branntwein,
Liköre und andere alkoholische Getränke;
zusammengesetzte alkoholische Zubereitungen,
sogenannte konzentrierte Extrakte, zur Her-
stellung von Getränken (Tarifnummer 22.09
des Zolltarifes).

§ 11. Von den unter § 9 fallenden Vorgängen
sind abgabefrei:

1. Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 4 Abs. 1
Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1959;

2. die üblichen Naturalleistungen, die ein Unter-
nehmer den Angestellten und Arbeitern seines
Unternehmens als Vergütung für die geleiste-
ten Dienste gewährt. Zu den Angestellten und
Arbeitern gehören auch die im Unternehmen
vollbeschäftigten und der Versicherungspflicht
unterstellten Familienangehörigen, wenn sie
das 16. Lebensjahr überschritten haben;

3. der Eigenverbrauch bei landwirtschaftlichen
Betrieben, soweit er im Kalenderjahr für den
Unternehmer und seine Ehegattin (seinen Ehe-
gatten) je 2000 S und für die übrigen Haus-
haltsangehörigen, wenn sie das 16. Lebensjahr
überschritten haben, je 1000 S nicht übersteigt;
mindestens ist jedoch ein jährlicher Eigenver-
brauch von 5000 S für den landwirtschaftlichen
Betrieb steuerfrei. Als Haushaltsangehörige
gelten die Abkömmlinge, die Stief-, Schwieger-,
Adoptiv- und Pflegekinder und deren Ab-
kömmlinge, ferner die Eltern, die Geschwister,
Halb- und Stiefgeschwister des Unternehmers
und seiner Ehegattin (seines Ehegatten) und
die Abkömmlinge dieser Geschwister.

§ 12. (1) Die Sonderabgabe wird im Falle des
§ 9 Abs. 1 Z. 1 nach dem vereinnahmten Ent-
gelt bemessen. Im Falle des § 9 Abs. 1 Z. 2 tritt
an die Stelle des vereinnahmten . Entgeltes, der
Teilwert des entnommenen Gegenstandes.

(2) Der Unternehmer ist berechtigt, dem
Abnehmer die Sonderabgabe getrennt zu be-
rechnen; die getrennt berechnete Sonderabgabe
gilt weder als. Teil, des Entgeltes im Sinne des
Ümsatzsteuergesetzes 1959, noch als Teil des
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Entgeltes im Sinne des § 15 Abs. 3 lit. b des
Finanzausgleichsgesetzes 1967. Das Bedienungs-
geld ist nicht Teil des Entgeltes zur Berechnung
der Sonderabgabe; von der Sonderabgabe darf
kein Bedienungsgeld erhoben werden.

(3) Im Falle der Einfuhr wird die Sonder-
abgabe nach dem Erwerbspreis oder, wenn dieser
nicht nachgewiesen werden kann oder nicht vor-
handen ist, nach dem Wert der eingeführten
Gegenstände bemessen. Dem Erwerbspreis oder
dem Wert sind die bis zum Eintritt der Ware
über die Zollgrenze entstandenen Beförderungs-,
Versicherungs-, Kommissions- und Verpackungs-
kosten, soweit sie nicht bereits in ihm enthalten
sind, und der auf die Ware tatsächlich ent-
fallende Betrag an Zoll, Ausgleichsteuer, Ver-
brauchsteuern und Monopolabgaben, Abgaben
nach dem Antidumpinggesetz 1967, sowie an Ab-
gaben mit gleicher Wirkung wie Zölle, sofern diese
Abgaben anläßlich oder im Zusammenhang mit
der Einfuhr von Waren von den Zollämtern zu
erheben sind, hinzuzurechnen. Der Verfügungs-
berechtigte kann die nach dem Eintritt der Ware
über die Zollgrenze entstandenen Beförderungs-,
Versicherungs-, Kommissions- und Verpackungs-
kosten vom Erwerbspreis oder vom Wert ab-
setzen, wenn sie in diesem enthalten sind.

§ 13. Die Sonderabgabe beträgt für jeden Vor-
gang im Sinne des § 9 zehn vom Hundert der
Bemessungsgrundlage.

§ 14. (1) Der Unternehmer ist berechtigt, von
der von ihm für einen Vorauszahlungszeitraum
(Veranlagungszeitraum) abzuführenden Sonder-
abgabe jene Sonderabgabebeträge in Abzug zu
bringen, die er im gleichen Zeitraum anläßlich
der Einfuhr von alkoholischen Getränken für
sein Unternehmen nachweislich entrichtet hat.

(2) Die bei der Einfuhr entrichteten Sonder-
abgabebeträge sind jedoch nur insoweit abzugs-
fähig, als der Unternehmer die Gegenstände zur
gewerblichen Herstellung anderer Gegenstände,
zur Bewirkung gewerblicher oder beruflicher
Leistungen oder zur entgeltlichen Lieferung an
Dritte eingeführt hat.

(3) Übersteigt die absetzbare Sonderabgabe die
Sonderabgabeschuld oder ist eine Sonderabgabe-
schuld nicht vorhanden, ist der Unterschieds-
betrag als Gutschrift zu behandeln.

(4) Unternehmer, die gemäß Abs. 1 zum Ab-
zug der anläßlich der Einfuhr von alkoholischen
Getränken entrichteten Sonderabgabe berechtigt
sind, haben monatlich Voranmeldungen unter
Verwendung eines amtlich aufgelegten Vor-
druckes abzugeben.

§ 15. (1) Der Unternehmer ist verpflichtet, zur
Feststellung der auf abgabepflichtige Vorgänge
entfallenden Entgelte Aufzeichnungen zu führen.

Der Aufzeichnungspflicht ist genügt, wenn

1. sämtliche Entgelte, die der Unternehmer für
seine Lieferungen erhält, fortlaufend, minde-
stens täglich unter Angabe des Tages derart
aufgezeichnet werden, daß zu ersehen ist,
welche Entgelte auf abgabepflichtige und
welche Entgelte auf abgabefreie Vorgänge ent-
fallen;

2. der Eigenverbrauch aufgezeichnet wird;

3. der Gesamtbetrag der vereinnahmten Entgelte
und des Eigenverbrauches regelmäßig, minde-
stens am Schluß jedes Kalendermonates auf-
gerechnet wird.

(2) Im Falle der Einfuhr von alkoholischen
Getränken hat der Unternehmer überdies auf-
zuzeichnen:
1. die Menge der eingeführten Gegenstände;
2. die Bemessungsgrundlage für die eingeführten

Gegenstände;
3. die für die eingeführten alkoholischen Ge-

tränke entrichtete" Sonderabgabe.

(3) Der Nachweis, welche Entgelte auf Vor-
gänge entfallen, die gemäß § 9 Abs. 1 Z. 1 und 2
von der Sonderabgabe ausgenommen sind, ob-
liegt dem Unternehmer.

(4) Das Bundesministerium für Finanzen be-
stimmt mit Verordnung, unter welchen Voraus-
setzungen die Bemessungsgrundlage für die Son-
derabgabe von alkoholischen Getränken aus Ver-
einfachungsgründen auf andere Weise als durch
die in Abs. 1 vorgesehenen Aufzeichnungen nach-
gewiesen werden kann.

§ 16. Soweit in diesem Artikel nicht anderes
bestimmt ist, sind die Bestimmungen der §§ 1,
2, 3, 5, 6, 9, 11, 12, des § 13 Abs. 1 bis 5, 7
und 9, sowie der §§ 14 und 15 des Umsatz-
steuergesetzes 1959 sinngemäß anzuwenden.

§ 17. (1) Die Sonderabgabe ist eine gemein-
schaftliche Bundesabgabe gemäß § 6 Z. 2 lit. a
des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 und ist von
den gleichen Behörden zu erheben, die für die
Erhebung der Umsatzsteuer (Ausgleichsteuer)
zuständig sind.

(2) Die Sonderabgabe wird zwischen dem
Bund, den Ländern und den Gemeinden im
Verhältnis 72 : 14 : 14 geteilt. Ihre Aufteilung
auf die einzelnen Länder und länderweise auf
die Gemeinden hat nach der Volkszahl (§ 9
Abs. 3 1. Satz des Finanzausgleichsgesetzes 1967)
zu erfolgen.

Artikel V

S o n d e r a b g a b e v o n K r a f t f a h r -
z e u g e n

§ 18. (1) Die erstmalige Zulassung von Per-
sonenkraftwagen, Kombinationskraftwagen und
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Wohnanhängern zum Verkehr in einem inlän-
dischen Zulassungsverfahren unterliegt einer
Sonderabgabe, wenn die Zulassung nach dem
31. August 1968 erfolgt. Als erstmalige Zulassung
eines Fahrzeuges zum Verkehr im Sinne dieser
Bestimmung gilt auch eine Zulassung, welcher
lediglich nach § 19 abgabebefreite Zulassungen
vorangegangen sind.

(2) Unter Personenkraftwagen sind Kraftfahr-
zeuge im Sinne des § 2 Z. 5 des Kraftfahrgesetzes
1967, unter Kombinationskraftwagen Kraftfahr-
zeuge im Sinne des § 2 Z. 6 des Kraftfahr-
gesetzes 1967 zu verstehen. Als Wohnanhänger
gilt ein Anhänger, der als Schlaf- oder Auf-
enthaltsraum ausgestattet ist.

§ 19. (1) Von der Sonderabgabe sind befreit:
1. Kraftfahrzeuge, die zur Verwendung im Be-

reich des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der
Zollwache oder der Justizwache bestimmt
sind, sowie Heeresfahrzeuge im Sinne des
§ 2 Z. 38 des Kraftfahrgesetzes 1967;

2. Kraftfahrzeuge, die zur Verwendung für
Feuerwehren, für den öffentlichen Hilfsdienst,
für den Rettungsdienst oder für ohne Absicht
auf Erzielung eines Gewinnes durchgeführte
Krankentransporte bestimmt sind;

3. Kraftfahrzeuge, die für Personen oder für
zwischenstaatliche Organisationen zum eigenen
Gebrauch zugelassen werden, denen auf Grund
von Staatsverträgen oder nach den allgemein
anerkannten Regeln des Völkerrechtes die
eingangsabgabenfreie Einfuhr solcher Kraft-
fahrzeuge zusteht.
(2) Kraftfahrzeuge, die zur Verwendung von

Kriegsbeschädigten, Zivilbeschädigten oder
Opfern des Kampfes um ein freies demokrati-
sches Österreich bestimmt sind und von den
genannten Personen infolge erlittener körper-
licher Beschädigung zur persönlichen Fortbewe-
gung verwendet werden müssen, sind auf Antrag
von der Sonderabgabe zu befreien.

§ 20. (1) Die Sonderabgabe wird nach dem
Preis oder, wenn dieser nicht nachgewiesen
werden kann oder nicht vorhanden ist, an dessen
Stelle nach dem Wert des Fahrzeuges bemessen.

(2) Preis ist das dem Veräußerer des Fahr-
zeuges geschuldete Entgelt. Wert ist der gemeine
Wert nach § 10 des Bewertungsgesetzes 1955.

(3) Dem Preis oder dem Wert sind der auf
das eingeführte Fahrzeug tatsächlich entfallende
Betrag an Zoll und Ausgleichsteuer hinzuzurech-
nen, soweit er nicht bereits im Preis oder im
Wert enthalten ist.

§ 21. Die Sonderabgabe beträgt zehn vom
Hundert der Bemessungsgrundlage.

§ 22. (1) Die Abgabenschuld entsteht mit der
Zulassung des Fahrzeuges zum Verkehr.

(2) Die Abgabe wird mit der Entstehung der
Abgabenschuld fällig.

(3) Abgabenschuldner ist die Person, für die
das Fahrzeug zugelassen wird.

(4) Wird die Sonderabgabe nicht oder nicht
ordnungsgemäß entrichtet, so kann das Fahrzeug
zur Sicherung in Beschlag genommen werden,
selbst wenn es nicht im Eigentum des Abgaben-
schuldners steht.

§ 23. (1) Die Sonderabgabe ist vom Abgaben-
schuldner selbst zu ermitteln und ohne abgaben-
behördliche Festsetzung vor Aushändigung des
Zulassungsscheines und der Kennzeichentafeln
unter Verwendung des amtlich aufgelegten Erlag-
scheinvordruckes zu entrichten. Auf der Rück-
seite des Empfangschein- und Erlagscheinab-
schnittes sind die Kennzeichennummer, Name
und Anschrift des Verkäufers (Vorbesitzers) so-
wie der Kaufpreis (Wert) des Fahrzeuges anzu-
geben.

(2) Die zur Zulassung zuständige Verwaltungs-
behörde hat den Zulassungsschein und die Kenn-
zeichentafeln mit Ausnahme der Fälle des § 19
Abs. 1 erst nach Entrichtung der Sonderabgabe
auszuhändigen. Der Nachweis der Entrichtung
ist durch Vorlage des im Abs. 1 genannten
Empfangscheinabschnittes zu erbringen. Wird
eine Befreiung nach § 19 Abs. 1 geltend gemacht,
ist dies auf dem Antrag auf Zulassung von der
Zulassungsbehörde zu vermerken. In den Fällen
des § 19 Abs. 2 muß der Befreiungsgrund durch
eine Bescheinigung des Finanzamtes nachgewiesen
sein.

§ 24. Die Sonderabgabe ist eine ausschließliche
Bundesabgabe und wird von den für die Er-
hebung der Kraftfahrzeugsteuer zuständigen
Finanzämtern erhoben.

Artikel VI

Ä n d e r u n g e n d e s B e f ö r d e r u n g s -
s t e u e r g e s e t z e s

§ 25. Das Beförderungssteuergesetz 1953,
BGBl. Nr. 22, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBL Nr. 249/1960, BGBl. Nr. 189/1964, BGBl.
Nr. 58/1965, BGBl. Nr. 51/1967 und BGBl.
Nr. 44/1968 wird für alle Vorgänge, die nach
dem 31. Dezember 1968 eintreten, abgeändert
wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 1 hat die Z. 10 zu entfallen.

2. Im § 2 Abs. 1 haben die Z. 11 bis 13 die
Bezeichnung Z. 10 bis 12 zu erhalten.

3. Im § 2 hat Abs. 3 zu entfallen.

4. Im § 2 hat der bisherige Abs. 4 die Be-
zeichnung Abs. 3 zu erhalten.

5. § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Im Werkverkehr beträgt die Steuer jähr-
lich 420 S von jeder Tonne Nutzlast der dem
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Werkverkehr dienenden Kraftfahrzeuge und
jährlich 210 S von jeder Tonne Nutzlast der dem
Werkverkehr dienenden Anhänger. Bei Fahr-
zeugen, die im Laufe eines Jahres neu hinzukom-
men oder ausscheiden, ermäßigt sich die Steuer
für jeden Kalendermonat, in dem das Kraftfahr-
zeug oder der Anhänger dem Werkverkehr nicht
diente, um 35 S beziehungsweise 18 S. Bruchteile
von Tonnen sind auf volle Tonnen aufzu-
runden."

6. Die Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 Z. 10 hat zu
entfallen.

7. Im § 9 Abs. 5 sowie in der Anlage zu § 9
Abs. 5 ist der Ausdruck „Anlage 2" durch den
Ausdruck „Anlage" zu ersetzen.

Artikel VII

Ä n d e r u n g d e s T a b a k s t e u e r -
g e s e t z e s 1962

§ 26. Im § 2 Abs. 1 des Tabaksteuergesetzes
1962, BGBl. Nr. 107, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 404/1967 und BGBl. Nr. 44/
1968, haben die lit. a und b für Tabakwaren,
für welche die Tabaksteuerschuld nach dem
31. August 1968 entsteht, wie folgt zu lauten:

„a) für Zigaretten 64%;
b) für Rauchtabak, der auf eine Breite von

weniger als l'4 mm zerkleinert ist (Fein-
schnitt), und für Rauchtabak, der mehr als
50 Gewichtsprozent Feinschnitt enthält,
55%;".

Artikel VIII

Ä n d e r u n g d e s F a m i l i e n l a s t e n a u s -
g l e i c h s g e s e t z e s 1967

§ 27. Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967,
BGBl. Nr. 376, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 40 Abs. 3 hat lit. b zu lauten:

„b) eine gleiche Forderung mit Ende des
Jahres 1968 in der Höhe des allfälligen
Überschusses des Jahres 1968, mit Ende
des Jahres 1969 in der Höhe des allfälligen
Überschusses des Jahres 1969 und mit Ende
des Jahres 1970 in der Höhe des allfälli-
gen Überschusses des Jahres 1970 des nach
§ 39 dieses Bundesgesetzes errichteten Aus-
gleichsfonds für Familienibeihilfen.".

2. Im § 40 Abs. 4 hat der zweite Satz zu
lauten:

„Der Bund hat hierauf ab 1. Jänner 1971 Vor-
schüsse in der Höhe eines Viertels des voraus-
sichtlich zu erwartenden Überschusses, jeweils
nach Ende des Kalendervierteljahres, spätestens
bis 20. des nachfolgenden Monats, zu leisten.".

Artikel IX

§ 28. Die Eingänge der Sonderabgabe von
alkoholischen Getränken und der Sonderabgabe
von Kraftfahrzeugen sind im Jahre 1968 bei den
neu zu eröffnenden Ansätzen:

52224 Sonderabgabe von alkoholischen Ge-
tränken

52234 Sonderabgabe von Kraftfahrzeugen
zu verrechnen.

Artikel X

§ 29. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen,
hinsichtlich des § 23 Abs. 2 das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren Mitterer

303 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1968,
mit dem für die Jahre 1969 und 1970
finanzielle Maßnahmen in der Unfall- und

Pensionsversicherung getroffen werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(1) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt
hat in den Jahren 1969 und 1970 der Pensions-
versicherungsanstalt der Arbeiter einen Betrag
von je 195 Millionen Schilling und der Versiche-
rungsanstalt des österreichischen Bergbaues einen
Betrag von je 5 Millionen Schilling zu über-
weisen. Diese Beträge sind jeweils zu einem Vier-
tel am 25. März und 25. Juni eines jeden Jahres
und zur Hälfte jeweils am 25. September eines
jeden Jahres fällig.

(2) Für die Jahre 1969 und 1970 gebühren den
Trägern der Pensionsversicherung nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 189/1955, der Beitrag des Bundes jeweils nur
in der Höhe des Fehlbetrages. Fehlbetrag ist der
Betrag, um den 101 v. H. des jedem Träger der
Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz in einem Geschäftsjahr
erwachsenden Aufwandes (§ 80 Abs. 2 Allgemei-
nes Sozialversicherungsgesetz) die Einnahmen
— ausgenommen den Bundesbeitrag und die
Ersätze für Ausgleichszulagen und Wohnungs-
beihilfen — übersteigen (§ 80 Abs. 3 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes).

(3) Für die Jahre 1969 und 1970 haben die
Behörden der Bundesfinanzverwaltung vom Auf-
kommen an Gewerbesteuer nach dem Gewerbe-
ertrag und dem Gewerbekapital jeweils nur
den Betrag einzubehalten und an die Pensions-
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Versicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft
zu überweisen, um den 100'75 v. H. des jeweils
erwachsenden Aufwandes im Sinne des § 27 Abs. 2
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 292/1957, die dort
bezeichneten Einnahmen übersteigen.

(4) Die Bestimmungen des § 27 Abs. 3 erster
Satz des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetzes über die Veranlagung des hal-
ben Mehrertrages finden auf den Mehrertrag der
Geschäftsjahre 1969 und 1970 keine Anwendung.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Abs. .3 und 4 das Bundes-
ministerium für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung,
im übrigen das Bundesministerium für soziale
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Rehor Koren

304 . Bundesgesetz vom 4. Juli 1968 über
die Einführung einer Sonderabgabe für die
im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 11 des Einkommen-

steuergesetzes 1967 genannten Personen

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(1) Alle Empfänger von Entschädigungen
im Sinne des § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 11 des Ein-
kommensteuergesetzes 1967, BGBl. Nr. 268,
haben in den Kalenderjahren 1969 und 1970
eine Sonderabgabe in Höhe von 10 v. H. des
vollen Betrages dieser Entschädigungen — aus-
genommen Entschädigungen gemäß § 9 und
§ 14 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 29. Feber
1956, BGBl. Nr. 57, in der geltenden Fassung
und gleichartige Entschädigungen an Mitglieder
einer Landesregierung oder eines Landtages so-
wie abzüglich der Pflichtbeiträge zur gesetzlichen
Sozialversicherung und der Beiträge für die
parlamentarischen Klubs, letztere jedoch nur im
Höchstausmaß von 10 v. H. der Entschädigungen

— zu entrichten. Pauschalierte Aufwandsentschä-
digungen, welche die im § 3 Abs. 1 Z. 9 bis 11
des Einkommensteuergesetzes 1967 genannten
Personen neben den im ersten Satz erwähnten
Entschädigungen erhalten, und die gemäß § 3
Abs. 1 Z. 7 des Einkommensteuergesetzes 1967
von der Einkommensteuer befreit sind, unter-
liegen gleichfalls der Sonderabgabe. Bei Perso-
nen, die gemäß § 13 des Bundesgesetzes vom
29. Feber 1956, BGBl. Nr. 57, in der jeweils
geltenden Fassung Anspruch auf eine Amtswoh-
nung haben, sind überdies 15% des Amtsein-
kommens der Sonderabgabe zu unterwerfen.

(2) Diese Sonderabgabe ist neben dem Bei-
trag nach § 8 des Bundesgesetzes vom 9. Sep-
tember 1966, BGBl. Nr. 207, der von der
gleichen Bemessungsgrundlage zu entrichten ist,
von den auszahlenden Stellen einzuheben und
an das für die Erhebung der Körperschaftsteuer
örtlich zuständige Finanzamt unter der Bezeich-
nung „Sonderabgabe vom Einkommen" bis zum
10. des der Auszahlung folgenden Kalender-
monates abzuführen. Die Vorschriften über die
Erhebung der Einkommensteuer im Abzugs-
wege gelten sinngemäß.

(3) Diese Sonderabgabe ist eine ausschließliche
Bundesabgabe.

Artikel II

Die den Präsidenten des Nationalrates, dem
Vorsitzenden des Bundesrates, den Mitgliedern
der Bundesregierung, den Staatssekretären sowie
dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten des
Rechnungshofes für außerordentliche Auslagen
gebührende Vergütung im Ausmaß von
7000 Schilling pro Monat unterliegt gleichfalls
der Sonderabgabe gemäß Artikel I.

Artikel III

Mit der Vollziehung des Artikels I dieses
Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für
Finanzen, mit der Vollziehung des Artikels II
die Bundesregierung betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Waldheim Kotzina


